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Ohne Jugend ist kein Staat zu machen. Sta-
bilität und Fortbestand einer Demokratie
sind nur dann gewährleistet, wenn sie
(auch) von jungen Menschen mitgetragen
und mitgestaltet wird. Die Partizipation
von Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen gilt deshalb als wichtiger Indikator für
die Zukunftsfähigkeit demokratischer Or-
ganisationen und Strukturen. Mit Sorge
wird in den Medien und der politischen
Öffentlichkeit vor diesem Hintergrund
konstatiert, dass die tatsächliche Bereit-
schaft Heranwachsender zu gesellschaftli-
chem und politischem Engagement stetig
abnehme.

Im vorherrschenden Diskurs werden
Jugendliche und junge Erwachsene in der
Regel als egoistisch, pragmatisch und un-
politisch dargestellt. Geprägt von globaler
Unsicherheit und wirtschaftlichen Krisen
sehe die Generation der 15- bis 35-Jährigen
keinen Sinn in gesellschaftspolitischem
Engagement und ziehe sich zunehmend auf
sich selbst zurück. Lifestyle und Konsum
seien die gängigen Antworten auf gesell-
schaftliche Verunsicherung und Überforde-
rung.Pauschale – meist wenig schmeichel-
hafte – Zuschreibungen dieser Art gibt es ge-
genüber Jugendlichen weit mehr als gegen-
über jeder anderen Altersgruppe. Der sehr
differenzierten Lebenswelt junger Men-
schen in Deutschland werden diese Eti-
ketten nicht gerecht. Darüber hinaus liegt
der Wahrnehmung abnehmender Partizi-
pationsbereitschaft zumeist ein sehr enges
Verständnis relevanter Formen von Enga-
gement und Teilhabe zugrunde.

Jugendliche und junge Erwachsene en-
gagieren sich heute nicht weniger als voran-
gegangene Generationen. Gewandelt hat
sich allerdings die Art der Partizipation. Ge-
sellschaftliche Mitgestaltungsbestrebun-

gen junger Menschen finden ihren Aus-
druck aktuell nur sehr bedingt in den klas-
sischen Artikulations- und Organisations-
formen politischer Teilhabe. So ist die for-
male Mitgliedschaft in politischen Par-
teien oder Gewerkschaften unter jüngeren
deutlich weniger verbreitet als unter älteren
Menschen. Entsprechend groß sind die
Nachwuchsprobleme politischer Organi-
sationen und Verbände.Auch im Vergleich
zu ihrem kleiner werdenden Anteil an der
Bevölkerung sind die 16- bis 30-Jährigen
in allen im Bundestag vertretenen Parteien
deutlich unterrepräsentiert. Das durch-
schnittliche Alter eines Parteimitglieds von
SPD und CDU lag Ende 2013 bei nicht
weniger als 59 Jahren. Lediglich 7,4 % der
Mitglieder der SPD waren Ende 2012 jün-
ger als 30 Jahre.

Ursächlich hierfür ist zumindest auch
ein von vielen jüngeren Menschen so wahr-
genommenes Desinteresse des institutio-
nalisierten Politikbetriebs gegenüber den
Interessen und Bedürfnissen junger Men-
schen. Der objektive Gehalt dieser Ein-
schätzung soll hier nicht beurteilt werden.
Offenkundig ist allerdings, dass die relative
Bedeutung junger Wählerinnen und Wäh-
ler für den Wahlerfolg politischer Parteien
in einer zunehmend älter werdenden Ge-
sellschaft tendenziell eher kleiner als grö-
ßer wird. Die strategische Schwerpunkt-
setzung politischer Programme und Ini-
tiativen gemäß der Interessen und Bedürf-
nisse anderer Altersgruppen erscheint vor
diesem Hintergrund zumindest nicht kom-
plett unplausibel. Einer im Auftrag der
Foundation for European Progressive Studies
(FEPS) durchgeführten Umfrage zufolge,
fühlen lediglich 21% der 15- bis 34-Jähri-
gen Deutschen sich und ihre Interessen
durch den Bundestag als nationalem Ge-
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setzgeber vertreten. Das Vertrauen in poli-
tische Parteien ist unter Mitgliedern dieser
Altersgruppe auch im Vergleich zu ande-
ren öffentlichen Institutionen sehr gering
ausgeprägt.

Während viele jüngere Menschen ins-
titutionalisierten und formalisierten An-
geboten politischer Teilhabe und der über-
kommenen Organisationskultur politischer
Parteien distanziert gegenüberstehen, ma-
chen sie eher Gebrauch von offenen, in-
formellen und aktionsorientierten Formen
gesellschaftspolitischer Einmischung und
Mitgestaltung. Deutlich verbreiteter als die
formale Mitgliedschaft in den traditionel-
len Institutionen der repräsentativen De-
mokratie ist unter jungen Menschen die
Aktivität in informellen politischen Grup-
pierungen, die spezifische gesellschaftliche
Probleme thematisieren und im Sinne »pro-
jektorientierter Mobilisierung« flexible Be-
teiligungsmöglichkeiten bieten. Hohe An-
ziehungskraft haben hier neben Umwelt-
und Tierschutzgruppen sowie Menschen-
rechtsinitiativen insbesondere auch Stadt-
teil- und regionale Initiativen mit direktem
Bezug zur jeweils eigenen Lebenswelt.

Eine weitere Dimension der politischen
Beteiligung Jugendlicher und junger Er-
wachsener sind verschiedene punktuelle,
themenbezogene Formen politischer Akti-
vität. Beispiele hierfür sind z.B. die Teilnah-
me an Demonstrationen, Unterschriften-
sammlungen oder öffentlichen Diskussio-
nen. Eine wichtige Rolle für Mobilisierung
und Vernetzung spielen in diesem Kontext
die digitalen Kommunikationskanäle der
Sozialen Medien. Insbesondere im Bereich
protestorientierter Arten politischer Artiku-
lation verzeichnen aktuelle (Jugend-)Stu-
dien eine deutliche Steigerung des Aktivi-
tätsniveaus. Auch das grundsätzliche Inte-
resse junger Menschen an Politik als Basis
von Engagement nimmt unterschiedlichen
Untersuchungen zufolge aktuell wieder zu.

Ein sehr deutliches Bild zeichnen Stu-
dienbefunde hinsichtlich der relevanten
Einflussfaktoren für die individuelle Be-

reitschaft zu gesellschaftlichem Engage-
ment und politischer Partizipation. Insbe-
sondere den Differenzlinien Bildungsstatus
und Migrationshintergrund wird hier ei-
ne große Bedeutung zuge-
schrieben. Jugendliche mit
niedrigem Bildungsstatus
und solche mit Migrations-
hintergrund sind demzu-
folge signifikant weniger politisch interes-
siert oder aktiv, Mitglied oder engagiert in
einer Organisation als Jugendliche mit hö-
herem Bildungsstatus und ohne Migra-
tionshintergrund.Die indirekte Abhängig-
keit politischer und zivilgesellschaftlicher
Partizipation vom sozialen Milieu ist al-
lerdings keine Besonderheit der Jüngeren
sondern gilt ebenso auch für andere Alters-
gruppen. Als ursächlich hierfür gelten
mangelnde zivilgesellschaftliche Struktu-
ren im Alltag sowie Differenzen in Bezug
auf lebensweltliche und personale Kompe-
tenzen. Eine wichtige Rolle spielt darüber
hinaus die Erwartung von Wirksamkeit
des eigenen Engagements. Nur ein kleiner
– in der Regel sozioökonomisch privile-
gierter – Teil der Jugendlichen verfügt über
die biografische Erfahrung, dass zivilge-
sellschaftliche oder politische Kontexte für
sie »nutzbar« und beeinflussbar sind.

Aus der Perspektive politischer Bil-
dungs- und Mobilisierungsarbeit ist die
Erfahrbarmachung von politischer Selbst-
wirksamkeit deshalb ein gewichtiges Ele-
ment von Forderungen nach einer weiter-
gehenden Demokratisierung von Bildungs-
institutionen. Die Erfahrung von wirksa-
men (!) Möglichkeiten der Mitbestimmung
im Rahmen von Schulen und Universitä-
ten ist ein potenziell wichtiges Element in
der »Engagementbiografie« aktiver Bürge-
rinnen und Bürger. Gleiches gilt für die
Beteiligungschancen Jugendlicher im Rah-
men kommunaler Entscheidungsprozesse.
Offene Jugendforen, Runde Tische und
insbesondere Kinder- und Jugendparla-
mente sollen hierfür Möglichkeiten bieten,
werden in der Realität allerdings vielfach

Milieuabhängige
Partizipations-
bereitschaft



Partizipation im Wandel

3 2 N G | F H   1 0 | 2 015

als »politische Spielwiese« ohne nennens-
werte Entscheidungsbefugnisse behandelt.
Wenn der Eindruck entsteht – berechtigt
oder nicht – dass den in diesem Rahmen
erarbeiteten Themen und Inhalten kein
aufrichtiges Interesse entgegengebracht
wird und sich der Zweck eines umfangrei-
chen Beteiligungsprozesses Jugendlicher
aus Sicht der zuständigen Politiker/innen
letztlich in der Generierung von Pressefo-
tos mit jungen Menschen erschöpft, kön-
nen theoretisch sinnvolle Ansätze im Er-
gebnis eher abschreckende Wirkung für
die zukünftige Engagementbereitschaft der
Beteiligten entfalten.

Hinsichtlich der Partizipationsunter-
schiede zwischen jungen Frauen und Män-
nern zeigen aktuelle Untersuchungen keine
geschlechtsspezifischen Überraschungen.
Während junge Männer häufiger Mitglied
in einer Partei oder zivilgesellschaftlichen
Organisation sind, haben junge Frauen ei-
ne tendenziell größere Affinität zu nicht-
konventionellen Formen gesellschaftlicher
Partizipation und der Aktivität in infor-
mellen Gruppierungen. Deutlich größer
als bei ihren männlichen Altersgenossen
ist bei jungen Frauen die Diskrepanz zwi-
schen vergleichsweise hoher grundsätzli-
cher Aktivitätsbereitschaft und relativ ge-
ringem tatsächlichem Engagement – was
den Schluss nahelegt, dass die vorherr-
schenden Strukturen in Politik und Zivil-
gesellschaft noch immer spürbare Barrie-
ren für die Beteiligung junger Frauen dar-
stellen.

Verschiebungen lassen sich in der jün-
geren Vergangenheit bezüglich der vor-

herrschenden Motive für gesellschaftliches
und politisches Engagement junger Men-
schen beobachten. Der Deutsche Freiwilli-
gensurvey konstatiert hier für die Alters-
gruppe der 14- bis 24-Jährigen einen deut-
lichen Motivwandel hinsichtlich der drei
Dimensionen Geselligkeits-, Gemeinwohl-
und Interessenorientierung. Dominierte
1999 noch die Geselligkeits- und Spaß-
orientierung – also die Angabe, dass enga-
gierte Jugendliche ihre Aktivität vor allem
mit Freude daran und dem Zusammensein
mit Anderen verbinden – so hat dieses
Motiv mittlerweile stark an Bedeutung ver-
loren. Zugenommen hat dagegen die Ge-
meinwohlorientierung,die Erwartung einer
tatsächlichen »Sinnhaftigkeit« des Enga-
gements für Dritte. Mit großem Abstand
am stärksten ausgeprägt scheint allerdings
das Qualifizierungs- und Berufsmotiv. Das
insbesondere von jüngeren und weiblichen
Jugendlichen deutlich artikulierte Bestre-
ben, im Rahmen freiwilligen Engagements
Qualifikationen zu erwerben und »beruf-
lich voranzukommen«, deutet darauf hin,
dass der vorherrschende Diskurs zum The-
ma Ehrenamt und »Sozialkompetenzen«
auch bei jungen Menschen angekommen
ist.Während der Freiwilligensurvey die ver-
stärkte Nutzenorientierung für sich und
andere Menschen gegenüber eher »zweck-
freien« Geselligkeitserwartungen positiv
als Indikator für zunehmend »ernsthaftes«
Engagement wertet, bietet die verstärkte
Betonung einer »Verwertungslogik« ge-
sellschaftlichen Engagements durchaus
auch Raum für kritischere Interpretatio-
nen.
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